
Erſcheint täglich

nachmittags 4 Uhr mit
Ausnahme der Tage nach Sonn

und Feiertagen.

Abonnementspreis

monatl. 50 Pf., vierteljährl. 1.50 Mk.
pränumerando bei freier Zuſtellung.

Durch die Poſt bezogen 1.65 Mk.

poſtzeitungsliſte 6255 a, Nachtrag VII.
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a r 5

Inſertionsgebühr

beträgt für die 4 geſpaltene
Petitzeile oder deren Raum 15 Pf.
für Vereins- und Verſammlungs

anzeigen 10 Pf.

Jnſerate für die fällige Nummer
müſſen ſpäteſtens bis vormittags
10 Uhr in der Expedition aufge

geben ſein.

für Halle und den Saalkreis.
Organ zur Wahrung der Jntereſſen der werkthätigen Bevölkerung.

Redaktion und Expedition: Geiſtſtraße 24, 2. Kof II.
——2Halle a. S., Sonnabend den 21. Juni 1890. J. Jayrg.Nr. 66.

Der Normalarbeitstag in der
Arbeiterſchutzkommiſſion.

II Daß es der heutigen herrſchenden Geſellſchaft
mit ihren zur Schau getragenen Arbeiterſchutz nie Ernſt
war zur Verwirklichung eines wahrhaften Arbeiter
ſchutzes, haben die Vertreter derſelben ſchon oft durch
ihre parlamentariſche und ſonſtige Thätigkeit bewieſen
und unſere Aufgabe ſoll und muß es ſein, Akt davon
zu nehmen, damit die Maſſe des Volkes in den Stand
geſetzt wird, ſich ſelbſt ein Urteil zu bilden, damit ſie
erkennen lernt, wo ſie ihre wahren Freunde und
Feinde zu ſuchen hat. Einen weiteren Beleg, daß die
Arbeiter von den Herren Kapitaliſten keine Ein-
ſchränkungen in bezug auf die Dauer der täglichen
Arbeitszeit zu erwarten haben, liefern uns die Ver-
handlungen der Arbeiterſchutzkommiſſion über den An
trag Bebel und Genoſſen wegen Einführung des zehn-
ſtündigen Normalarbeitstages. Der Antrag will für
alle Arbeiter den Maximalarbeitstag von zehn Stunden,
vom 1. Januar 1894 ab von 9 Stunden und vom
1. Januar 1898 ab von 8 Stunden einführen. Bei
Arbeiten unter Tag (Bergwerken, Salinen u. ſ. w.)
oder in Betrieben mit ununterbrochener Tag- und Nacht-
arbeit ſoll die tägliche Arbeitsſchicht einſchließlich der
Zeit der Ein und Ausfahrt 8 Stunden nicht über
ſchreiten. Kürzere Arbeitsſchichten ſollen der freien
Vereinbarung überlaſſen bleiben.
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lich die Welt wieder einmal mit ſeinen national-öko-
nomiſchen Kenntniſſen überraſchen und ließ eine ſeiner
bekannten Reden von der Selbſthilfe des freien Arbeiters
von Stapel, bei deren Leſen uns das Wort des
Dichters in Erinnerung kam:

Rechtfertigſt du Thorheit, ſo du gethan,
Wär's beſſer, du fängſt gleich mit neuer an,
Tritt ſteter Wechſel der Thorheit ein,
So mußt du doch minder langweilig ſein.

Denn iſt es anders als eine Thorheit aufzufaſſen,
wenn Herr Hirſch von einem „freien Koalationsrecht“
der Arbeiter ſpricht? Kennt Herr Hirſch den S 153
der deutſchen Gewerbeordnung nicht? Hat er nichts
von den großen Verbänden der Fabrikanten gehört,
welche die Vernichtung der gewerkſchaftlichen Organi-
ſationen (freilich nicht vom Schlage der unter ſeiner
Leitung ſtehenden) auf ihre Fahne geſchrieben? Und
iſt ihm nicht bekannt, mit welchen erbärmlichen Mitteln,
ſchwarzen Liſten und dergleichen die Herren Fabrikanten
heute jeden Arbeiter verfolgen, der für die Verbeſſerung
ſeiner Lage wirkt? Wahrlich, es gehört die Naivität
eines Dr. Hirſch dazu, zu behaupten, der Arbeiter
habe ein freies Koalationsrecht. Jm übrigen kenn-
zeichnete ſeine Rede den Standpunkt der freiſinnigen
Partei, daß geſetzlicher Schutz nur für Unerwachſene
und Frauen notwendig ſei, keineswegs aber für Er-
wachſene, dieſelben würden durch eine Verkürzung der
Arbeitszeit nur in ihrer freien Entwicklung bevormundet
und gehemmt. Man ſollte meinen, nach ſo wieder-
holten Beweiſen des arbeiterfeindlichen Standpunktes
der freiſinnigen Partei könnte es keinen Arbeiter mehr
geben, der dieſen Leuten bei Reichstags und ſonſtigen
Wahlen ſeine Stimme giebt, leider werden aber gewiſſe
Leute nicht alle. Ein ſogenanntes „Waſch mir den
Pelz, aber mach ihn nicht naß“ vertrat der Abgeordnete
Klemm-Ludwigshafen, indem er ausführte, er ſei für
den zehnſtündigen Arbeitstag, jedoch nur mit der Maß-

gabe, daß der Arbeiter nicht zu einer längeren Arbeits
zeit gezwungen werden könne. „Freiwillige“ Arbeit
über 10 Stunden könne man ohne ſchweren Eingriff in
die Freiheit des Arbeiters nicht verbieten. Treffend
fertigte ihn Genoſſe Bebel ab, indem er den Normal-
arbeitstag dieſes Herrn mit dem Rechte der Ueberarbeit
für eine Phraſe erklärte. Herr v. Stumm, der liebe-
volle Arbeitgeber, durfte bei der Debatte nicht fehlen
und brach eine Lanze für die Geſundheit der Arbeiter,
die nach ſeiner Meinung durch eine Verkürzung der
Arbeitszeit geſchädigt würde. Wenn ſeine Arbeiter nun
nicht glauben, wie er für ihr Wohl bedacht iſt, dann

iſt ihnen eben nicht zu helfen. Aus der Stellung des
Regierungsvertreters Herrn Ober-Reg.-Rat König
konnten wir beim beſten Willen nicht herausfinden, daß
ſie ſich mit dem kaiſerlichen Erlaß vom 4. Febr. d. J.
betreffs der Dauer der Arbeitszeit decke. Ein Beweis,
wie es den Herren Schlotbaronen gelungen iſt, den
Erlaß abzuſchwächen. So könnten wir noch die ganzen
Verhandlungen durchgehen und überall würde aus den
ſelben der arbeiterfeindliche Standpunkt, ſowie das öde
Mancheſtertum hervorleuchten. Wir glauben aber, das
Vorſtehende wird genügen, um den Arbeitern zu zeigen,
daß ſie auch von der Majorität dieſes Reichstages,
was vielleicht mancher von ihnen erwartet hat, keine
wirkliche Beſſerung ihrer Lage zu gewärtigen haben.
Zwar ſind die Verhandlungen über Einführung eines
zehnſtündigen Normalarbeitstages noch nicht zu Ende,
ſoviel läßt ſich aber heute ſchon feſtſtellen, dieſer Reichs
tag wird ihn nicht bewilligen, ſeine Majorität iſt um
kein Haar beſſer als die des vergangenen Kartellreichs-
tages. Es iſt deshab eine unbedingte Notwendigkeit,
daß die Arbeiter ſich immer mehr von den Mancheſter
parteien abwenden, damit die Zahl der ſozialdemokra
tiſchen Vertreter im Reichstage eine immer größere
wird. Erſt wenn die Sozialdemokraten ausſchlaggebend
ſind, wird es beſſer werden können.

Zur Sachſengängerei
II

Das beſte an dem Kärgerſchen Werke iſt die Dar
legung, daß im Weſten eben die Landwirtſchaft ratio-
nell getrieben wird und daß die Intelligenz der Herren
oſtpreußiſchen Junker landwirtſchaftlich ebenſo wie
volkswirtſchaftlich nach modernen Begriffen dem Null
punkt ſehr nahe ſteht. Zum Beweiſe nur folgende
treffenden Sätze:

Kärger ſagt, daß es „in Gegenden, wo der Rüben-
bau noch nicht hingedrungen, z. B. in Hinterpommern,
noch immer Landwirte giebt, die man höre und
ſtaune! an die Wirkung des künſtlichen Düngers
nicht glauben!“ Für ſie hat alſo ein Liebig um-
ſonſt ſeine Pflanzenchemie und alle ſeine für die Land
wirtſchaft ſo wichtigen Werke geſchrieben oder vielmehr
für ſie hat er ſie überhaupt nicht geſchrieben: er hat
für ſie nicht gelebt noch gewirkt. Solch eine Unge-
heuerlichkeit hält Kärger in den höher gebildeten und
intelligenteren Kreiſen der Rübenzüchter denn doch durch
weg für ausgeſchloſſen. Er ſieht gerade den Rüben
bau als einen das landwirtſchaftliche Wiſſen fördern-

elanie Wie notwendig eine Verkürzung der Arbeitszeit
r ein nicht allein im Jntereſſe der Arbeiter, ſondern auch
m für das Wohlergehen des geſamten Staatsweſens iſt,
26 umſomehr wenn man erwägt, wie der Fortſchritt der
Eliſe Technik, die Verbeſſerung der Maſchinen fortwährend
räh Maſſen von Arbeitern auf die Landſtraße wirft und
z wie dadurch eine Unmaſſe Elend erzeugt wird, haben

wir ſchon öfter nachgewieſen, ſo daß eine direkte Er
Paul örterung hierbei wohl nicht notwendig iſt.
eiter Genoſſe Grillenberger begründete den Antrag und
m wies in treffender Weiſe die Notwendigkeit der Ver-
4 kürzung der Arbeitszeit nach, ſowie daß die Herren

rtha Groß induſtriellen nur deswegen dagegen wären, weil
bert ihre Provitrate dadurch geſchmälert würde. Den
4 Reigen der Bekämpfer dieſes Antrages eröffnete im
e Intereſſe des Kapitals und wohl zum Dank dafür,

geb. daß ihm die Arbeiter des BitterfeldDelitzſcher Kreiſes
T. bei der Stichwahl zum Siege verholfen hatten, Herr

r Dr. Max Hirſch, der Leiter der deutſchen Gewerk-
u vereine. Dieſer Harmonie Apoſtel wollte wahrſchein
ffer,

an Der tote Gaſt.
e Novelle von Heinrich Zſchokke.

(Fortſetzung.)

Waldrichs Augen aber gingen voller Verwunderung
ten über Gebühr weit auf.ld „Hilf, heiliger Himmel! Welch ein höheres Weſen iſt

das kleine Riekchen geworden!“ So rief Waldrich nun
eben nicht, aber er dachte es doch bei ſich, als er jetzt
die Beſcheidene aufmerkſamer anſah.

7 Er ſagte den Eltern etwas Verbindliches, ſo gut er
ſt es in der erſten Beſtürzung vorzubringen wußte, und

war herzlich zufrieden, als der alte Papa rief:
„Noch einen Löffel Sauce zu ihrem trockenen Braten

da, Herr Kommandant!“
Frau Bantes ſprach von einem Sohne, der ihr ſchon

als Kind früh verſtorben war, und noch immer ſprach
ſie von ihm mit bewegtem Mutterherzen.

„Laß gut ſein, Mama!“ rief der Papa. „Wer
weiß, er wäre am Ende vielleicht auch ein Windbeutel
geworden, wie der Georg!“

Jetzt war die Reihe an Waldrich, die Augen be
ſcheiden auf den Teller niederzuſenken, denn mit Wind-
beutel Georg meinte man keinen anderen als ſeine
eigene Wenigkeit.„Aber wen Sie denn, Papa, ob Georg wirklich

Die Frage erwärmte den Kommandanten durch-
dringender als das Glas alten Burgunders, welches
er eben angeſetzt hatte, um ſeine Verlegenheit zu ver
bergen. Jn der Frage lag noch eine Spur ehemaliger
Jugendfreundſchaft, die nicht ganz vergeſſen zu ſein
ſchien. Eine ſo intereſſante Frage, die über ſo inter-
eſſante Lippen floß und mit einer ſo weichen, herz
rührenden Stimme geſprochen wurde, konnte billig für
Honigſeim gelten, dem armen Waldrich die bittern
Pillen zu verſüßen, welche Herr Bantes in vollemMaße ſenden denn dieſer erzählte, um ſein Urteil zu

rechtfertigen, dem Gaſte, als wenn der nun Schieds-
richter ſein ſollte, deſſen eigene Lebensgeſchichte von
der Wiege an bis zum Zuge für das Vaterland.

„Hätte der Burſche,“ ſo ſchloß die Nutzanwendung
der Erzählung, „auf der Univerſität etwas Tüchtiges
gelernt, ſo wäre er nicht unter die Soldaten gegangen.
Wäre er nicht Soldat geworden, ſäße er jetzt irgendwo
als Gerichtsarzt, Kriegsrat, Kanzleirat, Hofrat und
dergleichen, hätte ſein gutes Brot und Auskommen.“

„Jch weiß nicht,“ entgegnete die Tochter, „ob er
auf der Univerſität fleißig geweſen, aber ich weiß, daß
er wenigſtens mit gutem Herzen ging, ſich für eine
heilig Sache zu opfern.“

„Komm mir doch nicht immer mit Deiner heiligen
Sache!“ rief Herr Bantes. „Wo ſitzt denn das

proviſoriſch beibehlaten, und neue proviſoriſch eingeführt
worden. Die verdammten Engländer mit ihren Waren
läßt man wieder zu wie vorher, und bekümmert ſich
nicht darum, wenn wir heilige Deutſche darüber zu
heiligen Bettlern werden. Alles ging auf der letzten
Meſſe wieder flau. Die Miniſter eſſen und trinken
wieder, machen, wie ſie es wollen, verſtehen den Handel
nicht, laſſen die Fabrikanten bankerott werden und
dann hilft kein A und O. Alles iſt wieder beim
Alten, und noch ärger. Thut eine ehrliche Seele, die
es vielleicht beſſer verſteht, den Schnabel auf, will ein
anderes Lied pfeifen, als die Exzellenzen da mit dem
Kreuze über dem Knopfloch und der Gleichgiltigkeit
unterm Knopfloch haſt Du nicht geſehen, gleich
mit der armen Seele in ein Loch, abgeſetzt, inquiriert,
iſt ein Demagoge und dergleichen! Jch ſage Dir,
ſchweig, Mädel, davon verſtehſt Du nichts! Du mußt
nicht weiter über Deine Theekanne ſehen, als in die
Taſſe dann gießt Du nicht nebenbei.“

Waldrich merkte aus dieſer Unterhaltung, daß der
alte Bantes noch immer der ehemalige lebhafte auf
flammende, wunderliche Mann war, dem man doch bei
allen ſeinen Eigenheiten nicht böſe werden konnte. Da
nun in dieſem Streite zwiſchen Vater und Tochter
ein ſchiedsrichterlicher Spruch gefällt werden mußte, ſo
war der Kommandant ſo klug und gefällig, erſt dem
Vater vollkommen Recht zu geben, im Punkte derKe

ſang ein Windbeutel geworden, wie Sie ihn ſich vor
tellen fragte Friederike.

grs frage ich? Die Franzoſen ſind fortgejagt.
n ja! er das heilige Reich iſt dennoch 7

Kuckuck und Küſter gegangen. Die alten Steuern ſind
ange Sache nämlich. Und das ward ſeinem Ver
tande allerdings zur Ehre angerechnet. Dann aber,



den Faktor an, der die Leute zu der Einſicht bringt,
daß man mit der bloßen Routine der Landwirtſchaft
nach alter Schule heutzutage nicht mehr fortkommt.Und dieſe moderne Knſchadmg greift immer weiter

um ſich. „Der Landwirt ſieht ein, daß die neue
Theorie und Praxis denn doch nicht ſo ungeheuerlich
iſt, wie ſie die Herren von der alten Schule dar
zuſtellen lieben, und wenn er auch ſelbſt vielleicht
nicht immer mit ihren Lehren ſich bekannt machen
kann, ſo ſchickt er doch ſeine Söhne in die landwirt-
ſchaftlichen Schulen und Hochſchulen, damit ſie mit
dem dort Erlernten dereinſt das väterliche Gut vor-
wärts bringen könnten.“

Und nun kommt eine geradezu vernichtende Kritik
jener Nichtswiſſer und Nichtslerner: „Die alte An
ſicht, daß man, um mit Erfolg Landwirtſchaft treiben
zu können, nur auf dem einen oder anderen Gute
als Volontär ſich etwas herumgetrieben zu haben
brauche oder gar, daß eine Vorbereitung für dieſen
Beruf überhaupt nicht erforderlich ſei,“ es vielmehr
enüge, wenn man ein paar Jahre als Offizier „Leutebehandeln gelernt habe dieſe Anſicht verliere in

den Gegenden intenſiverer Landwirtſchaft, in denen des
Rübenbaues, immer mehr und mehr an Boden.

Dieſe Herren, die nun im eigenen Beruf und Er
werb ſo rückſtändigen Anſchauungen huldigen, ſollen
leichwohl, da ſie z. B. die Majorität im preußiſchen
erren- und Abgeordnetenhauſe haben, über alle anderen
ewerbe zu urteilen und für ſie Geſetze zu geben gleich

wohl befähigt ſein! Merkwürdige Zuſtände!
Kärger ſieht ferner einen großen Vorteil darin,

daß die Rübenbauer als Aktionäre oder Miteigentümer
von Zuckerfabriken darauf angewieſen ſind, ſich mehr
als bisher auch um den kaufmämiſchen Betrieb zu
kümmern; ſie lernten dadurch die Rechnungsmethoden
des Kaufmanns auf den Betrieb der Landwirtſchaft
übertragen. Das komme ihnen weſentlich zu gute und
erweitere ihren geiſtigen Horizont.

Soweit als dies ein Vorteil für die Herren Land-
wirts induſtriellen ſein wird, müſſen wir das einfach
zugeben. Daß die erhöhte Fertigkeit im Aufſtellen
einer kaufmänniſchen Berechnung zu gunſten des
Arbeiters angewendet wird, müſſen wir nach den ge
machten Erfahrungen in Abrede ſtellen. Ja, wir
möchten faſt fürchten, daß durchaus noch mehr die
Neigung erwächſt, die Profitrate auf Koſten der Löhne
zu erhöhen.

Daß die Jntereſſen der Herren im Oſten mit denen
der Herren im Weſten oft genug in Widerſpruch ſtehen,
iſt ja klar, und wie man dieſen Jntereſſenwiderſpruch
manchmal auf nicht recht loyale Weiſe löſt, dafür ein
Beiſpiel nach Kärger.

Ein Landwirt aus dem Kreiſe Samter verlangte auf
Grund der preußiſchen Geſindeordnung eine Sachſen-
gängerin zurück, weil ſie bei währendem Dienſtverhältnis Jn der Urteilsbegründung hieß
aus ihrer Heimat entwichen war. Von dem Amts-

e

habe ſich auf dem bezeichneten Gute befunden, ſei aber
mittlerweile auf ein anderes Gut verzogen. Dieſes
„andere Gut“ war, wie mit Leichtigkeit ermittelt werden
konnte das eigene Vorwerk dieſes e hen

Kärger meint, es müſſe doch etwas für die öſtlichen
Gutsbeſitzer geſchehen, daß aber die preußiſche Geſinde
ordnung das geeignete Medikament iſt, das können wir
nicht zugeben. Vielleicht ſoll ſie etwa noch verſchärft
werden, alſo eine neue Art etwas zu beſtrafen, was
nach der Gewerbeordnung nicht mit Strafe bedroht iſt,
den Kontraktbruch.

Die Agenten, welche die Sachſengänger in Scharen
werben und nach Weſten führen, kommen bei Kärger
nicht gut weg. Er führt das Urteil eines Kenners
an, welches die Agenten alleſamt als „für den Staats
anwalt“ reif erklärt. Das Urteil hat wahrſcheinlich
ſeinen Urſprung nicht in der Schädigung, die durch
die Agenten den Arbeitern erwächſt, als vielmehr in
dem Groll des jedenfalls gutsbeſitzerlichen Gewährs-
manns aus dem Oſten, der ſeine Intereſſen durch die
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Vorkehrungen getroffen, um alle jetzt lebenden Ein
wohner der Jnſel gegen die Marine und Militär-
wehrpflicht zu ſichern und die Fortdauer des jetzigenh auf 20 Jahre zu ſichern. Jn erſterer Z.
ziehung wird wohl auch weiter nichts übrig bleiben,
denn die Helgoländer lebten vollſtändig abgeſchloſſen
und haben einen Militärzwang nie gekannt.

Gegen den Zigarrenhändler Gottfried Schulz,
welcher im 1. Berliner Reichstags Wahlkreis als
S Kandidat aufgeſtellt war, iſt die

nterſuchung wegen Vergehens gegen S 130 des Straf-
geſetzbuches (Anreizung verſchiedener Klaſſen der Be
völkerung gegen einander in einer den öffentlichen
Frieden gefährdenden Weiſe) eingeleitet worden. Das
J 7 ſoll der Beſchuldigte durch eine Rede in
einer Wählerverſammlung begangen haben.

Herr Pickenbach hat in einer Verſammlung des
deutſchen Antiſemitenbundes am Donnerstag eine lange

der Uebergangsverhältniſſe Helgolands, es würden

e bedroht ſieht.Wir ha
zu erkennen geglaubt, wenn wir zu dem Schluß ge-
langten: Jhr Herren Grundbeſitzer im Oſten, zahlt
eure Arbeiter beſſer, ſie menſchlicher, nicht
à la Rothenhahn, ſo wird ihre beſſere Lage ſie in der
Heimat feſthalten, die Sachſengängerei wird aufhören!

Auch für Löhne und Lebenshaltung der weſtlichen
Arbeiter würde die abnehmende Konkurrenz von günſtigem

Einfluß ſein.
Niemals aber können wir einer Beſchränkung oder

Erſchwerung der mühſam genug errungenen Freizügig-

keit zuſtimmen. („Wähler.“)
Solitiſche Aeberſtcht.

Ein vom ſozialdemokratiſchen Wahl-
vereine in Erfurt wegen der Verweigerung von
Sälen zu Parteizwecken eingeſetzter Ausſchuß hatte in
der hier erſcheinenden Thüringer Tribüne“ vor der
Reichstagswahl wiederholt Aufforderungen erlaſſen,
daß diejenigen Saalinhaber, welche ihre Säle zur Ab-
haltung von Verſammlungen der ſozialdemokratiſchen
Partei verweigerten, boykottiert werden ſollten.
Auch über die Bierbrauer, von denen die betreffenden
Wirte ihr Bier bezogen, ſprach man Boykott aus.
Jn dieſer Handlungsweiſe erblickte die Amtsanwalt-
ſchaft groben Unfug. Das Schöffengericht ſprach indes
die betreffenden Angeſchuldigten frei. Jnfolge der
ſeitens der Amtsanwaltſchaft eingelegten Berufung ge
langte die Sache am Sonnabend vor die Straf-
kammer des hieſigen Landgerichts. Der Gerichtshof
erkannte nach längerer Verhandlung auf Verwerfung
der Berufung und ſprach die Angeklagten ebenfalls frei.

es u. a. die Aus
ſprechung des Boykotts ſei in dieſem Falle nicht ſtraf-

vorſteher im Magdeburgiſchen traf die Antwort ein, bar, es ſei angenommen, daß nur einzelne Perſonen
dem Erſuchen könne nicht ſtattgegeben werden, da die und Kreiſe davon betroffen wurden und daß von einer
Zurückberufung nicht von dem Gutsherrn, ſondern nur Beunruhigung des großen Publikums keine Rede ſein
vom dem zur Stellung der Hofegängerin verpflichteten könne.
Jnſtmann beantragt werden könne. Der Jnſtmann,
welcher ſo als der Geſindeherr im rechtlichen Sinne
betrachtet wird, war in dieſem Falle der Vater des
Mädchens. Der Vater, der mit dem Entweichen ſeiner
Tochter nicht einverſtanden war, beantragte wirklich
die Zurückführung ſeines „Geſindes“. Der arme Mann
konnte aber ſeinen Namen nicht ganz richtig ſchreiben.
Es kam die Antwort zurück, ein Mädchen dieſes Namens
halte ſich dort nicht auf. Der Antrag wird wiederholt
mit korrekter Namensſchreibung, und nun kommt vom
Amtsvorſteher der Beſcheid: Ein Mädchen dieſes Namens

Von der Jnſel Helgoland wird gemeldet, daß
die ganz unerwartete Abtretung der Jnſel an Deutſch
land große Aufregung unter den Bewohnern derſelben
hervorgerufen hat und eine Volksverſammlung ein-
berufen worden iſt, welche ſich mit dieſer „Ab-
tretung“ befaſſen ſoll. Danach ſcheinen ſich alſo die
Helgoländer garnicht ſo ſehr nach dem Deutſchen
Reiche und ſeiner Herrlichkeit zu ſehnen und das
iſt auch ganz erklärlich, denn Länder und Landſchaften
laſſen ſich eben nicht verſchenken wie abgetragene
Kleidungsſtücke. Jn einer Depeſche Salisbury's

früher ſchon des Rätſels Löſung darin
Rede gehalten über die Beſchuldigung gegen ihn wegenWuchergeſchäften. Die Ausführungen en in W
„Poſt“ und in der „Kreuzzeitung“ ganze Spalten, be
wegen ſich aber mehr um die Sache herum, als daß
ſie thatſächlich irgend etwas klarſtellen. Insbeſondere
wird jede Klarſtellung gegenüber dem Jnhalt des vonProf. Stengel beröffentichten Briefes vermißt.

Reichstag.
20. Sitzung vom 18. Jnni.

Eröffnung 11 Uhr.

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Leſung des Be
ſoldungs-Nachtragsetats für das Jahr 1890--91. Die
Debatte wird eingeleitet durch den

Staatsſekretär v. Maltzahn: Die Forderung eines ſo hohen
Nachtragsetats von über 19 Millionen für Beſoldungsver
beſſerungen ſei etwas ungewöhnliches, entſpreche aber einem
Wunſche des Reichstags ſelber. Allerdings fordere der Nach
tragsetat höhere Summen, als der Reichstag erwartet habe.
Das Erſtaunen darüber ſei aber nicht berechtigt, denn die
Regierungen hätten nie einen Zweifel darüber gelaſſen, daß
eine Verbeſſerung der Beſoldungen für eine ganze Reihe von
Beamtenkategorien zu wünſchen ſei. Dieſelben Urſachen, welche
eine Erhöhung der Bezüge der Unterbeamten rechtfertigten,
wirkten auch über den Kreis dieſer Beamten hinaus. Die
Regierungen ſeien deshalb über die Grenze, die der Reichstag
ſich in ſeiner in der vorigen Seſſion beſchloſſenen Reſolution
gedacht habe, hinausgegangen, entgegen dem entſprechenden
Vorgehen in Preußen. Jn Preußen läge eben die Sache
anders, als im Reiche. Die verſpätete Vorlegung dieſes Nach
tragsetats erkläre ſich daraus, daß man erſt habe wiſſen müſſen,
was in Preußen geſchehe. Beſonderes Erſtaunen habe erregt,
daß auch die Offiziere eine Beſoldungs Verbeſſerung erhalten
ſollten. Die Regierungen hätten aber nie ein Hehl daraus
gemacht, daß ſie auch das im Auge e hätten. Der
preußiſche Finanz Miniſter habe das im November 1886 aus
drücklich erklärt. Richtig ſei allerdings, daß man in dieſer,
wie in allen Fragen ſich nach der Decke ſtrecken müſſe. Da
müſſe er denn auf die finanziellen Verhältniſſe eingehen. Das
Jahr 1889/90 dürfte für das Reich allerdings nur etwa mit
2 Millionen Plus gegen den Voranſchlag abſchließen, aber um
ſo günſtiger ſei das Ergebnis dieſes Jahres für die Einzel
ſtaaten. Dieſe erhielten pro 1889/90 rund 73 Millionen Mark
mehr vom Reiche, als ſie erwartet hatten. Die hier vor
geſchlagene Mehrbelaſtung werde ihnen dadurch zu tragen er
leichtert. Auch die Geſtaltung der Reichseinnahmen in dem
laufenden Etatsjahre 1890/91 helfe das Tragen dieſer neuen
Laſt erleichtern. Abgeſehen von den Kornzöllen ſei auch in dem
laufenden Jahre ein nicht unerheblicher Mehrertrag aus den
Zöllen gegen den Voranſchlag zu erwarten. Außerdem ſei der
Ausfall in den Erträgen der Branntweinſteuer in dieſem Etats
jahr weniger groß, als im Vorjahre. Zu decken ſeien infolge
der verſchiedenen Nachtragsetats etwa noch 33-—34 Millionen,
aber auch dann würden etwa die Einzelſtaaten pro 1890/91
noch etwa 45 Mill. mehr an Ueberweiſungen erhalten, als ſie
an Matrikularbeiträgen zu bezahlen haben würden. Der Etat
für 1891/92 hinwiederum genieße den Vorteil, daß er von
vornherein nicht mit einem Defizit (aus 1888/89) zu rechnen
habe, welches vorweg zu decken ſei, während im Etat 1890/91
noch 20 Mill. Defizit aus 1887/88 zu decken geweſen ſeien.

weil er ſich doch auch ſelbſt nicht geradezu verdammen
wollte, mußte er auch ſeiner Fürſprecherin Recht geben,
nämlich im Punkte des guten Herzens, mit dem ſich
Georg für die vermeintliche heilig Sache geopfert habe.

„Merke ſchon!“ rief der Alte. „Der Herr Kom-
mandant iſt pfiffiger als Hans Paris bei den drei
thörichten Jungfrauen von Troja und dergleichen.
Macht ſich's bequem, ſchneidet den Apfel in zwei
Hälften und giebt jedem einen Biſſen, ſagt: wohl
bekomm's!“

„Nein, Herr Bantes, Jhr Georg irrte, wenn er irrte,
wahrſcheinlich wie mehrere tauſend andere deutſche
Männer, und wie zum Beiſpiel ich ſelbſt. Auch ich
machte den Kriegszug für die Befreiung Deutſchlands
mit und ließ alles im Stich. Unſere Armeen, Sie
wiſſen es, waren zu ſchwach. Das Volk mußte auf-
ſtehen und ſich ſelbſt helfen, weil die Armeen allein
nicht helfen konnten. Da mußte man nicht rechnen und
fragen, ſondern zuſchlagen, Gut und Blut daran ſetzen
und die Ehre der Nation, den Thron unſerer Mo-
narchen retten. Das haben wir gethan. Jetzt wollen
wir das Heil erwarten. Unſere beſſer geſinnten
Staatsmänner können auch nicht zaubern und das ver
lorene Paradies, durch ein Toaſchenſpielerſtückchen
ſogleich wieder herſtellen. Jch wenigſtens bereue meinen
Schritt noch nicht

„Allen Reſpekt,“ ſagte Herr Bantes mit tiefem Ver

dieſer Wekt immer das beſte von den Regeln. Dünkt
mich übrigens ſpaßhaft oder ernſthaft, daß wir Bürger,
Bauern, Kaufleute und Fabrikanten zwanzig Jahre
lang unſer Geld hergeben müſſen, um im Frieden
eine Armee von einigen Hunderttauſend müßigen Be
ſchirmern des Thrones zu ernähren, zu kleiden in
Samt, Seide und Gold, und daß wir andern dann
im einundzwanzigſten Jahre, wenn die Beſchirmer des
Thrones zuſammengehauen ſind, ſelbſt aufſtehen und
das Rad wieder ins Geleiſe bringen müſſen!“

Jn ſolchen Geſprächen ward man ſchon beim erſten
Mittagsmahl vertrauter miteinander. Herr Bantes
ſelbſt gab dazu den Ton an, denn er ſetzte einen Wert
darein, ein Mann zu ſein, der kein Blatt vor den
Mund nahm, wie er ſich gern auszudrücken pflegte.
Dem Kommandanten war dabei ſein Jnkognito zuweilen
gar behaglich, doch wünſchte er ſehr, es zu enden.

3

Die Entdeckung.
Es war aber ſchon beendet, ehe er es wußte.

wenig ſprach, aber viel ſann, hatte bei Tiſche, ſobald
ſie Waldrichs Stimme hörte, ſich ſeiner Knabenzüge
erinnert, ſie mit dieſen männlichen verglichen und ihn
erkannt. Seine ſichtbare Verlegenheit, als die Rede

beugen, allen Reſpekt, Herr Kommandant, Jhre
Ausnahme von der Regel! Die Ausnahmen ſind in

auf den Windbeutel Georg gekommen war, konnte,
was ſie vermutete, nur beſtätigen. Dennoch ſagte ſie

Frau Bantes, eine ſtille, fein beobachtende Frau, die fü

weder den andern, noch ihm ein Wort von ihrer Ent
deckung.

So pflegte ſie immer zu thun. Keine Frau hatte
ſo wenig die frauenhafte Art, ihre Gedanken auf der
Zunge zu tragen, als ſie. Alles ließ ſie gehen und
reden, wie man gehen und reden wollte; ſie hörte, ver
glich und zog daraus ihre Folgerungen. Daher wußte
ſie immer mehr als die Uebrigen im Hauſe und leitete
unvermerkt alle Geſchäfte und Unternehmungen ohne
viele Worte; ſelbſt der lebhafte, feurige Greis, der ihr
am wenigſten gehorchen wollte, gehorchte ihr, ohne es
zu ahnen, am meiſten. Daß ſich Waldrich nicht ent
deckte, war ihr etwas verdächtig. Sie wollte ſchweigend
den Grund davon erforſchen.

Waldrich hatte aber gar keinen Grund dazu, ſondern
ſuchte nur einen Anlaß, die Familie durch ſeinen
Namen zu überraſchen.
Als er abends zum Thee gerufen wurde, fand er
im Zimmer niemanden als Friederiken. Sie kam
eben von einem Beſuche heim und warf ihren Shawl ab.

Waldrich trat zu ihr.
„Fräulein,“ ſagte er, „ich muß Jhnen noch Dank

ür den Schutz ſagen, den Sie meinem Freunde
Waldrich gewährt haben

„Sie kennen ihn, Kommandant
„Er gedachte Jhrer oft, aber gewiß nicht ſo oft, als

Sie es verdienten.“ (Fortſetzung folgt.)
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Allerdings dürfe man r nicht verhehlen, daß die Ausgaben
tänftig Plreigert ſeien: infolge der gegenwärtigen Vor
lage, ſodann behufs h bereits e Jaber noch nicht begebener Anleihen, ſodann die Zwecke

Alters und r könne manauf eine AusgabeSteigerung von ill. rechnen. Auf die
Dauer werde man alſo nicht auskommen, ohne daß entweder
im Reiche oder in den Einzelſtaaten neue Einnahmequellen er
äffnet würden. Aber das Wie? brauche jetzt und hier noch
nicht erörtert zu werden, das könne vorbehalten bleiben, bis
man wiſſe, welche Ausgaben hier beſchloſſen werden würden.
Vaß die Regierungen nicht gleich jetzt auch Vorlagen machten
über neue Einnahmen, gereiche ihnen keineswegs zum Vorwurf.
Keinesfalls aber könne man die Eetreidezölle herabſetzen. Auf

wiſſe Erörterungen in der Preſſe wolle er nicht eingehen,
ondern nur ſagen, daß die Reichsverwaltungen doch nicht ſchon

dem Reichstage Gedanken über neue Einnahmequellen re
könnten, ehe nicht der Bundesrat über dieſelben Beſchluß ge
aßt habe.ſag v. Benda (natlib.) bemerkt, er und ſeine Freunde

könnten es nicht für richtig halten, wenn man im Reiche Be
ſoldungserhöhungen in einem weit größeren Rahmen beſchließe,
als dies in Preußen geſchehen ſei. Es würde ſich, wenn man
das thue, ein Sturm der Entrüſtung, beſonders in Preußen,
erheben. Er nebſt ſeinen Freunden wollten aber damit nicht
etwa erklären, daß ſie überhaupt einen Strich durch die Be
rer en für Offiziere machen wollten, vielmehr
behielten ſie ſich das ebenſo vor, wie ſie ſich u. A. die Beſoldungs
verbeſſerung für Landräte im Abgeordnetenhauſe vorbehalten
hätten. Die Arbeit über dieſe Vorlage werde jedenfalls noch
viel ſchwieriger werden, als ſie im Abgeordnetenhauſe geweſen
ſei. Er hoffe aber, ſie werde erleichtert werden durch den
Vorſitzenden der Budgetkommiſſion v. Huene, der ſich ja im
Abgeordnetenhauſe in die Sache gründlich eingearbeitet habe.
Er hoffe ferner, man werde im nächſten Jahre weiter mit
Aufbeſſerung von Gehältern vorgehen können. Wenn man die
Vewilligungen für Offiziere ſtreiche, bleiben noch immer 15
Millionen zu bewilligen, alſo noch immer eine große Summe;
ſie (die MationalLiberalen) würden ſich dem aber nicht ent
ziehen nach dem Vorgange Preußens, hinter dem man nicht
zurückbleiben könne. Empfehlen möchte er der Kommiſſion noch,
die vom Abgeordnetenhauſe angenommene Reſolution, betreffs
der Diäten auch hier, dem Reichstage, in Vorſchlag zu bringen.

Abg. Singer (Soz.) erwidert dem Staatsſekretär, das Reich
abe gar keine Veranlaſſung, den Einzelſtaaten ſo ungeheureenner, wie dies aus den Zöllen geſchehe, zu überweiſen,

umal auf Koſten der ärmſten Steuerzahler. Unterbliebe das,
würde das Reich gar nicht ſo mit der Deckung ſeiner Aus

gaben in e kommen. Auch würden neue Einnahme
quellen garnicht erforderlich ohne die neue Militärvorlage. Die
Forderungen des Militarismus müßten ſchließlich zum Zu
ſammenbruch führen. Die gegenwärtige Vorlage entſpringe
einer Anregung des Reichstages. Leider habe die Regierung
dieſelbe bepackt mit Forderungen auch für Offiziere. Mit dem
ſelben und noch größerem Rechte hätte man aber doch an
Richter, an Lehrer und noch andere denken müſſen! Jedenfalls
würde die Vorlage hier viel glatter durchgegangen ſein, wenn
dieſe Forderungen für Offiziere unterblieben wären. Wenn
der Vorredner in Ausſicht genommen el die Gehälter der
Offiziere zwar nicht jetzt, aber hoffentlich bald zu erhöhen, ſo
könne er dem nicht beipflichten. Er ſehe in dieſer Beziehung
nicht ſo hoffnungsreich, wie Herr v. Benda. Bevor man ſchon
im nächſten Jahre die Offiziere bedenke, müſſe man erſt alle
die anderen Beamtenkategorien berückſichtigen. Die Offiziere
beziehen ſchon in einem Alter Gehalt, wo andere Beamte noch
lange darauf warten müſſen, ſo die Juriſten und Lehrer.
Wolle und könne man etwas leiſten, dann erſt an dieſe.
Ebenſo erinnere er an die penſionierten mittleren und unteren
Beamten, für die eine Penſionserhöhung dringend nötig er
ſcheine. Dasſelbe gelte von den Penſionen der Witwen und
Waiſen dieſer Beamten und von den JnvalidenPenſionen.
Die Erhöhung der Offiziersgehälter würde überdies Familien
zu gute kommen, die ohnehin ſchon durch unſere Zollpolitik
bevorzugt ſeien: den Familien der Großgrundbeſitzer. Seine
Partei würde alſo die Gehaltsaufbeſſerungen ablehnen vor
allem für Offiziere, dann für Aerzte und obere Beamte, ſie
dagegen bewilligen für untere und mittlere Beamte, beſonders
der Poſtverwaltung, aber auch nur bis zu einer gewiſſen Grenze,
denn in demſelben Maße, wie der Beamte, je höher er ſtehe,
deſto höher bezahlt werde, als nötig, in demſelben Maße
werde der Beamte, je tiefer er im Range ſtehe, deſto weniger
hoch bezahlt, als nötig. Jn anbetracht der Teuerungsverhältniſſe
halte er deshalb die für die Poſtunterbeamten vorgeſchlagenen
Gehaltsverbeſſerungen für durchaus unzulänglich. Ein Mehr
von 20 bis 25 Pf. pro Tag ſei ganz ungenügend. Erinnern
müſſe er dabei daran, daß vor noch gar nicht langer Zeit der
Herr Staatsſekretär v. Stephan eine Mehrausgabe von 6 Millio
nen als mit der Finanzlage unverträglich bezeichnet habe,
während man jetzt mit 19 Millionen komme. Beſonderer Be
rückſichtigung bedürften die Hilfsarbeiter des Statiſtiſchen Amts.
Es ſollte bei keiner ordentlichen Verwaltung vorkommen, daß
neben einer kleinen Anzahl etatsmäßiger Beamten ſo außer
ordentlich viel Hilfskräfte angeſtellt würden, die nur aus reiner
Not eine ſolche ihrer unwürdige Stellung annnähmen. Er
wiederhole, ſeine Partei werde ewiſſenhaft bei jeder Poſition
der Vorlage das Bedürfnis prüfen. Keinenfalls könne ſie ſich
entſchließen, verhältnismäßig gut dotierten Beamten, ſowie
Offizieren ihre Bezüge aufzubeſſern, ſo lange noch weit be
rechtigtere Anſprüche zu befriedigen blieben.

Abg. Graf Behr (Reichsp.) giebt gleichfalls der Verwun
derung ſeiner Freunde darüber Äusdruck, daß die Regierungen
ſoweit über die Abſichten des vorigen Reichstages hinaus
und nicht Hand in Hand mit der preußiſchen Regierung
Wegen ſeien. Nur das Notwendigſte könne hier bewilligt

erden.
Abg. Richter (freiſ.). Was wir in der vorigen Seſſion be

abſichtigten, deckt ſich nicht entfernt mit dem, was hier von
uns verlangt wird. Sie werden ſich erinnern, daß unſer An
trag Baumbach nur etwa 5 Millionen in Anſpruch nahm.
Davon, daß die Offiziere berückſichtigt werden ſollten, davon

die Vertreter der verbündeten Regierungen in der vorigen
eſſion nicht ein Wort verlauten laſſen, auch nicht in der

Kommiſſion. Herr v. Maltzahn hat bis auf das Jahr 1886
e aber damals war es doch auch nur ein preußi
cher Finanzminiſter, der ja allerdings auch von einer Gehalts

verbeſſerung für die Offiziere ſprach, aber auch das nur in
Verbindung mit einer allgemeinen Gehaltsverbeſſerung. Es
handelt ſich hier keineswegs darum, daß wir, wie Herr
v. Maltzahn anzudeuten ſchien, nur aus Abneigung gegen den
bunten Rock die Forderung für die Offiziere ablehnen. Nein,
aber die ganzen Verhältniſſe liegen bei den Offizieren anders:
ſinanziell erleichterte Vorbildung, frühzeitiges Eintreten in
Gehalt. (Redner führt dies im einzelnen aus). Die Zivil
beamten müſſen auch 60—70 d dienen, ehe ſie als erwerbs
unfähig penſioniert werden, die Offiziere dagegen viel früher.
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Bei den Gehältern der Offiziere müſſen Sie doch auch an den
Servis denken, der noch n ſo hoch iſt, wie der Wohnungs
Vienſhuß, und an ſo manche anderen Vorteile, welche die

fſiziere neben ihrem lt genießen. Herr v. Maltzahn
ſchien zu glauben, in unſere vorjährige Reſolution ſei das

ort „Untere und mittlere“ Beamte nur zufällig hinein
gekommen. Nun, es giebt ja wohl auch „zufällige“ Regierungs
vorlagen, ja ſoger „zufällige“ Miniſter. (Heiterkeit.) Die
Verhandlungen, die der Reſolution vorangingen, zeigen jeden
falls, was das Haus mit derſelben gewollt hat. Die Ver
handlungen damals zeigen aber noch mehr: bamals erklärte
nämlich Herr v. Bötticher, daß man nicht wieder mit Gehalts-
erhöhungen vorgehen dürfe, bis Deckungsmittel vorhanden
ſeien, und daß wir nur in demſelben Rahmen vorgehen müßten,
wie Preußen. Und dieſe beiden Grundſätze hat man in dieſer
Vorlage vollſtändig im Stiche gelaſſen. Die Beſchaffung der
Mittel für dieſe Vorlage ſoll durch neue Steuern erfolgen.
Wir tragen ja nun keine Verantwortung für die neuen Steuern,
die etwa wegen Oſtafrika notwendig werden, wir werden auch
vorausſichtlich die Verantwortung für die neuen Steuern nicht
tragen, welche aus der Militärvorlage erwachſen, denn wir
werden vorausſichtlich gegen die Militärvorlage ſtimmen. Wir
wollen aber auch die Verantwortung für den vorliegenden
Nachtragsetat und die daraus erwachſenden Steuern nur über
nehmen innerhalb der Grenzen, die wir für richtig halten.
Herr von Benda hatte vollkommen Recht, als er vorhin ſagte,
es werde ſich ein Sturm des Unwillens in Preußen erheben,
wenn wir den dort gezogenen Rahmen für die Gehaltsver
beſſerungen hier überſchreiten. Wir werden deshalb zu unter
ſuchen haben, in wieweit der preußiſche Rahmen hier inne-
gehalten iſt. Jch meine auch, die Subalternbeamten der Zentral
und Provinzial-Behörden könnten in dieſer Vorlage zurück

ehen. Jm übrigen habe ich gegen dieſe Vorlage dieſelben
inzelbedenken, die ich ſchon gegen die Vorlage in Preußen

ausgeſprochen habe, nämlich Bedenken gegen das Syſtem des
Pauſchquantums für die Stellenzulagen, ferner gegen die zu
geringe Berückſichtigung der Diätare. Jm Rahmen der vor
handenen Mittel und des preußiſchen Planes bewilligen wir
alles, was verlangt wird. Wir lehnen aber ab, was darüber
hinausgeht, weil wir es für unverantwortlich halten, irgend
ein Engagement zur Bewilligung neuer Steuern einzugehen.
Die Rückſicht auf die Steuerzahler verbietet uns das.

Abg. Hahn (konſ.) glaubt, man werde ſelbſt bei genauer
Prüfung der erilee V viele der hierzu Gehörigen nichtvon der Gehaltsverbeſſerung ausſchließen können. Bedentlich

erſcheine dagegen auch ihm die Einbeziehung der Tarifklaſſe III,
alſo der höheren Beamten. Was die Offiziere anlange, ſo
meinten er und ſeine Freunde, es liege kein Anlaß vor, die
ſelben anders zu behandeln, als die in gleichen Gehaltsverhält
niſſen befindlichen Zivilbeamten- Klaſſen. Jnſoweit ſeine Partei
Gehaltsverbeſſerungen für Zivilbeamte bewillige, werde ſie dies
daher auch thun für die im Gehalte gleichſtehenden Offiziere.
Wenn ſie dieſe ihre Abſicht ändern ſollten, müſſe man ihnen
zuvor geradezu zwingende Gründe für die Nichtberückſichtigung
der Offiziere nachweiſen. Einſtweilen glaube er an ſolche zwingende
Gründe nicht. Unter anderen nötige gerade das frühe Penſionieren
der Offiziere dazu, das Gehalt der Offiziere und damit auch
die Penſionshöhe möglichſt erträglich zu geſtalten. Zur Zeitſeien die Penſionen ſpeztell auch für Majore und Hauptleute

unzulänglich.

Staatsſekretär v. Bötticher J daß wie Richter
behauptet habe, ein gewiſſer Widerſprüch beſtehe zwiſchen
der Vorlage und dem, was er in der vorigen Seſſion erklärt
habe. Er habe damals allerdings geſagt, daß nur ſoweit ge
gngen werden könne, als Deckung vorhanden ſei. Aber die

eckungsfrage ſei nicht zu beurteilen nach der Finanzlage des
Reiches allein, ſondern im Reiche gemeinſam mit den Einzel
ſtaaten. Und wenn er geſagt habe, es ſolle mit Beſoldungs
Verbeſſerungen im Reiche der Rahmen derer in Preußen inne-
ehalten werden, ſo habe er damit nur gemeint, was inPreußen geſchehe, ſolle ſicher auch im Reiche geſchehen. Er

habe damit nicht ausſchließen wollen, daß der Kreis im r
noch weiter gegriffen werde. Es ſei auch kein Zweifel, daß,
wenn dieſer Nachtragsetat angenommen werde, wie er vorliege,
dann auch ſchon im nächſten Etat in Preußen die korreſpon-
dierenden Beamten entſprechend würden bedacht werden. Weiter
tritt der Staatsſekretär zunächſt für die Forderung zu gunſten
der Offiziere ein und erwidert dem Abg. Singer, der ver
mehrten etatsmäßigen Anſtellung der Hilfsarbeiter im ſtatiſti
ſchen Amt ſtehe der Umſtand entgegen, daß der Umfang der
Arbeit im ſtatiſtiſchen Amt zu ſtark wechſele, je nachdem En
queten im Gange ſeien oder nicht. Was die ſchlechte Be
handlung der Hilfsarbeiter im ſtatiſtiſchen Amt anlange, ſo
habe der Abgeordnete Singer dabei an einen Artikel erinnert,
der neulich in der berliner „VolksZeitung“ erſchienen ſei und
die Verhältniſſe dieſer Funktionäre als beſonders beklagens
wert hinſtellt. Wenn der Artikel der „VolksZeitung“ die
Wahrheit wiedergebe, ſo ſei allerdings die Behandlung un
erhört, welche einzelnen dieſer Leute zu teil geworden ſei. Er
bedauere es, daß die Klagen nicht an ihn herangetreten ſeien,
die Hilfe wäre erfolgt. Jetzt habe er Veranlaſſung genommen,
ſich danach zu erkundigen. Liegen berechtigte Beſchwerden vor,
ſo werde Abhilfe geſchaffen werden, ſeien ſie aber begründet,
ſo müſſe er dieſe Denunziation als eine ganz unwürdige be
zeichnen.

r v. Verdy erwidert dem Abg. Richter auf
die von demſelben erwähnten gewiſſen Vorteile, die der Offi
zier genieße, die Unterbringung von Kindern in Kadetten
häuſern ſei nur ein Erſatz dafür, daß der Offizier weit öfter
den Wohnort wechſele, als der Beamte, was die Kinder in der
Schule zurückbringe. Ge für Premierlieutenants
und Hauptleute zweiter Klaſſe ſeien eine dringende Notwendig-
keit, um ſo mehr, als ſie ſich zumeiſt aus unbemittelten Offizier
familien rekrutieren. Wann ſollten denn dieſe Offiziere von
ihrer Familie (in bezug auf Beihilfe zum Gehalt) loskommen!Es handle ſich hier um kein Veneß, ium für die Offiziere,

ſondern um eine zwingende Notwendigkeit. Wer ſein Leben
Weg Vaterlande widme, habe Anſpruch auf ausreichende Ver
orgung.Abg Windthorſt führt aus, er würde alles bewilligen,
was in der Vorlage gefordert werde, auch für die Offiziere,
wenn ihm die Deckung nachgewieſen werde. Er glaube, daß
auch für höhere Beamte ein Bedürfnis beſtehe, aber man
müſſe ſich nach der Decke ſtrecken. Und dieſe Decke reiche nicht
aus. Schon jetzt klagten die Steuerzahler bitter gung Er
meine deshalb, man müſſe in dem Rahmen verbleiben, den die
vom Reichstage beſchloſſene Reſolution gegeben. Wir hätten
jetzt in Verbindung mit der neuen Militärvorlage neue, un g
erwartete, koloſſale Aufgaben vor uns. Um ſo mehr müßten
wir alle Ausgaben auf das Allernotwendigſte beſchränken.
Ebenſo wie der Kaiſer einen Singgzeig gegeben habe, müſſeman den Offizieren die größtmögliche patſemteit empfehlen.

Er würde den Herren gern alles gewähren, er müſſe ihnen
aber ſagen: „wir haben kein Geld, wir müſſen erſt die Artillerie Waffen an ſolle nur hinausgehen und ſich bei den

Steuerzahlern umſehen, da werde man finden, wie groß die
Aufregung über die neue Militärvorlage ſei. Wenn die Mittel
da wären, würde er auch dem c was der Abg.
Singer Jeg habe, und würde Aufbeſſerung verlangen füreine Klaſſe ie ſehr leide, für die penſionierten Militärs. Aber

auch hier müſſe er ſagen: ich habe kein Geld, und die Steuer
zahler auch nicht! r widerhole, die Vorlage könne nur be
willigt werden in dem Umfange, wie die Reſolution es wolle.
Einverſtanden ſei er mit einer Reſolution betr. die Diätare,

wie im Abgeordnetenhauſe. Einverſtanden würde er auch
ſein mit einer Feſtſetzung der Grundſätze für Verteilung der
Stellenzulagen.
Abg. Rickert (freiſ.) fragt, wie es komme, daß man hier

eine Vorbereitungsſeſſion ſei für fünf Dutzend Millionen neuerSteuern. Denn etwas anderes als eine Welche Vorbereitungs

ſeſſion ſei die gegenwärtige nicht. Richtig ſei, daß Herr
v. Scholz ſchon 1 von Erhöhung der Offiziergehälter ge
ſprochen habe. Aber und das ſei bezeichnend bei Be
ratung der Branntweinſteuer. Das z ſei damals anders
geweſen, damals habe man ſich erſt Steuern bewilligen laſſen
vor den Ausgaben, jetzt ſei es umgekehrt. Damals nun habe
man Herrn v. Scholz gefragt, wozu die koloſſalen Einnahmen
aus der Branntweinſteuer verwendet werden ſollten? Und da
abe derſelbe allerdings n für Verbeſſerung von
eamten und auch von Offiziersgehältern! Alſo ſchon aus

der Branntweinſteuer habe das geſchehen ſollen, und jetzt
eröffne man zu genau demſelben Zweck Ausſicht auf neue
Steuern! Redner bekämpft weiterhin beſonders die Forderung
für die Offiziergehälter und das Pauſchquantum für Stellen
nen Das Haus müſſe darauf beſtehen, daß, ehe man
ieſes Pauſchquantum bewillige, zuvor die Grundſätze bei der

Regierung feſtgelegt werden, nach denen die Stellenzulagen ge
währt werden. Vor allem aber müſſe darauf beſtanden werden,
daß Zug um Zug mit den Neuforderungen auch die Deckungfür dieſelben vorgelegt werde. Ehe das nicht geſchehe, könne

das Haus nur das abſolut Nötigſte bewilligen, und für
abſolut nötig halte er das für die Unterbeamten Verlangte.
Sonſt gehe das Haus ein Engagement auf neue Steuern ein,
die es noch nicht einmal kenne.

Staatsſekretär v. Maltzahn verwahrt ſich gegen die Aeuße-
rung Rickert's, die gegenwärtige Seſſion ſei als Vorbereitungs-
ſeſſion für 60 Millionen Mark neue Steuern einberufen und
ſucht namentlich die Einwände gegen das Pauſchquantum für
Stellenzulagen zu widerlegen. Er bitte jedenfalls, dieſe Forde
rung nicht zu ſtreichen, da alsdann eine völlige Umarbeitung
der Vorlage notwendig werden würde.

Abg. Miquel (nat.-lib.) meint, auch wenn man alles be
willige, was hier gefordert werde, engagiere man ſich doch
keinesfalls für neue indirekte Steuern im Reiche. Ueber die
Art der Aufbringung behalte man vollkommen freie Hand.
Das Schickſal der Vorlage erſcheine ihm beſiegt. Der Reichs
tag werde nicht weiter gehen, als Preußen, mit dem Vor-
behalte aber, daß damit nicht das Bedürfnis für ein weiteres
Vorgehen verneint und deſſen Befriedigung auch für die Zu
kunft abgelehnt werden ſolle. Redner erklärt ſich im übrigen
noch für einen großen Freund der Stellenzulagen. Allerdings
müßte der Dispoſitionsfonds für Stellenzulagen nach Grund-
ſätzen verwaltet werden, die hier zu vereinbaren ſeien. Auch
zu gunſten beſſerer Fürſorge für die Diätare im Sinne
der Reſolution des Abgeordnetenhauſes ſpricht ſich der
Redner aus.

Abg. Rzepuikowski (Pole) ſpricht ſich im weſentlichen ſym
pathiſch über die Vorlage aus.

Die Vorlage geht ſodann an die Budgetkommiſſion.
Morgen 11 Uhr Gewerbegerichte.

Lokales.
Halle, 19. Juni.

Wir haben ſchon wiederholt betont, daß die Ar
beiter nur bei ſolchen Kaufleuten ihren Bedarf decken
und nur in ſolchen Lokalen verkehren ſollen, welche den
Arbeitern nicht hindernd in den Weg treten. Heute
veranlaßt uns ein Vorkommnis, hierauf beſonders ein
zugehen. Kommt da heute der Wirt der Reſtauration
zum Landsknecht auf die Expedition unſeres Blattes,
um ein Jnſerat aufzügeben. Da am Kopfe unſeres
Blattes der Jnſertionspreis angegeben iſt, konnte ſich
der Mann ganz gut ausrechnen, was das betr. Jnſerat
koſtet. Als wir ihm erklärten, die zweigeſpaltene Petit
zeile koſtet 30 Pf., ſteckte der Beſitzer jenes Arbeiter
lok als ſeine Anzeige ruhig wieder ein und bemerkte,
da gebe er dasſelbe in den „GeneralAnzeiger“, dort be
komme er die Zeile für 20 Pf. Wir ſind nun der
Meinung, daß die Arbeiter auf keinen Fall in einem
Lokale verkehren dürfen, deſſen Beſitzer den Arbeiter
intereſſen in der Weiſe entgegenarbeitet. Weiter geht
aber aus dem Geſagten hervor, in welcher Weiſe der
hieſige „GeneralAnzeiger“ arbeitet. Wir können ſchon
heute ſagen, daß die Arbeiter Halles in nächſter Zeit
gezwungen ſein werden, zu dem „GeneralAnzeiger“, bei
welchem auch Sonntags gearbeitet wird, Stellung
nehmen zu müſſen. Der heutige Fall iſt wieder ein
Tropfen mehr in das Faß, welcher das Maß gegen
den „unparteiiſchen“ „General Anzeiger“ überlaufen
laſſen wird.

Herr Adolf Hoffmann war in Gemeinſchaft
mit dem Redakteur des „Wähler“, Herrn Heiniſch,
des groben Unfugs angeklagt, welcher durch die bei der
Wahl veranlaßten Boykotts verſchiedener Saalinhaber
und Brauereibeſitzer begangen worden ſein ſoll. Wie
wir jetzt erfahren, iſt ſeitens des Gerichts die Sache
fallen gelaſſen und das Verfahren eingeſtellt worden.

-b. Zu einer wüſten Kampfesſzene in des Wortes
utreffendſter Bedeutung kam es geſtern vormittag auf
em Roßplatz zwiſchen Polizeibeamten und einer grö

Zahl hinreichend berüchtigter „Lattcher“, welche auf
ewalſame Weiſe die polizeiliche Feſtnehmung einiger

ihrer Kumpane zu verhindern ſuchten. Durch die vor
dem Aeußerſten nicht zurückſchreckenden Anhänger der
„edlen Zunft“ aufs höchſte bedroht, mußten ſich die
Polizeibeamten alsbald in ihr Wachtlokal d
aber ſelbſt dort wurden ſie durch die gewaltſam Ei
dringenden angegriffen, ſodaß die Beamten von ihrer Waffe
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Gebrauch machen mußten. Bei dem entſtandenen Hand
gemenge wurde einem der Poliziſten das Seitengewehr
entriſſen, in Stücke gebrochen und mit dieſen im Geſicht
ſehr bedeutend verwundet. Erſt durch eine mittelſt
Fernſprecher herbeigerufene größere Polizeimacht konnte
dieſem wüſten Treiben ein Ende geſetzt und die Be-
teiligten dingfeſt gemacht werden. Dieſer Vorfall zeigt
wieder einmal zur Genüge, daß es endlich an der Zeit
iſt, dem Herumtreiben ſolcher r arbeits H
ſcheuen Menſchen z. B. auf dem Marktplatz, Prome-
nadenanlagen, Schifferbrücke c. durch energiſche
Maßregeln ein Ziel zu ſetzen.

Gerichtsverhandlungen.
Landgericht vom 19. Juni.

1. Die Arbeiter Moritz und Hauke, beide aus Halle,
ſcheinen, wenn ſie einen Polizeibeamten ſehen, ſtets in
blinde Wut verſetzt zu ſein, das heißt nur wenn ſie
einen „geleckt“ haben. Moritz iſt z. B. ſchon 42 mal
wegen Beamtenbeleidigung, Widerſtands gegen die
Staatsgewalt u. ſ. w. beſtraft. Heute führte die Ge-
nannten ein gleiches Vergehen auf die Anklagebank.
Sie waren wegen ruheſtörenden Lärms, Widerſtands
gegen die Staatsgewalt und öffentlicher Beamten-
beleidigung angeklagt. ſchützt ſinnloſe Betrunken
heit vor, während ſein Stiefbruder Hauke nur aufgeregt
war. Moritz glaubt auch, daß die Erregung eine
Krankheit bei ihm ſei, die nur heftiger zum Ausbruch
komme, wenn er einen getrunken habe. Der Gerichts
hof erkannte gegen M. auf 6 Monat Gefängnis und
1 Woche Haft, gegen H. auf 4 Monate Gefängnis.2. Die Verhandlung gegen Genoſſen Sofſmann,
welcher als Redakteur des von ihm redigierten „Volks-
boten“ für Zeitz c. angeklagt war, mußte wegen Ver
wechſelung der Akten vertagt werden. H. ſoll in der
Probenummer ſeines Blattes in einem Artikel über die
Lehrer, weil einige ſich den Kindern gegenüber in be-
leidigender Weiſe über die Sozialdemokraten ausge-
ſprochen, dieſelben beleidigt haben. 3. Der Arbeiter
Hammel aus Schönewitz bei Reideburg war der
Majeſtätsbeleidigung angeklagt. Hammel ſoll aus einer
freiſinnigen Wählerverſammlung aus Reideburg kommend,
ſich in verächtlicher Weiſe über die Erlaſſe des Kaiſers
dem Gutsbeſitzer Mehnert aus Schönewitz gegenüber
ausgeſprochen haben. Bei dieſer Erzählung ſtanden
ſie den Fenftern des Gutsbeſitzer Lauf gegenüber. Dieſer
hatte als eifriger Patriot nichts eiligeres zu thun, als
daß das Gehörte anzuzeigen. Der Angeklagte be
hauptet nur das geſagt zu haben, was er von dem
Redner in der freiſinnigen Verſammlung gehört. Mehnert
will ſich den Wortlaut der Rede nicht mehr genau
erinnern können. Der Staatsanwalt beantragte ſelbſt
die Freiſprechung, welchem Antrag ſich der Gerichtshof
auch anſchloß, weil eine Aufklärung der Sache nicht
erfolgt ſei. 4. Der Stellmacher Blaue war am
17. April vom Schöffengericht in Bitterfeld wegen
Körperverletzung mittelſt gefährlichen Werkzeuges zu
100 Mk. Geldſtrafe event. 20 Tage Gefängnis ver
urteilt. Staatsanwalt und Verurteilter hatten hier-
gegen Berufung eingelegt. Beide wurden aber ver-
worfen. 5. Der Architekt Freede aus Halle war
angeklagt, ein Wohnhaus in feuergefährlicher Weiſe an
gelegt zu haben. Die beiden Sachverſtändigen ſprachen
ſich dahin aus, daß die Verantwortung für dieſe An
lage nur den ausführenden Zimmermeiſter treffen könne.
Da auch Verjährung eingetreten, wurde auf Antrag des
Staatsanwalt das Verfahren eingeſtellt. 6. Die
unverehelichte Leonhardt erhielt wegen Diebſtahl von
Wäſcheſtücken und 3 Mk. Geld, da Rückfall vorlag,
4 Monate Gefängnis.
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Arbeiterbewegung.
I. Die Generalverſammlung des Fachvereins

der Bau arbeiter wurde am Mittwoch abend mit
folgender Tagesordnung: „Vorſtandswahl. Vortragdes Kollegen Peine aus Hamburg über die gewerk-

ſchaftliche Organiſation, und Verſchiedenes, in der
„Moritzburg“ abgehalten. Jn den Vorſtand wurden
gewählt die Herren: Peters, Büttner und Leh-
mann. Als deren Stellvertreter die Herren: Kunert,
Naumann und Bauer. Zum zweiten Punkt hielt

err Peine den angeſagten Vortrag. Er ſchilderte
den Anweſenden die Entſtehung der Zünfte im Mittel
alter und zeigte den Unterſchied derſelben von der
heutigen modernen Arbeiterbewegung. Den ungelernten
Arbeitern ſei es erſt durch die Entſtehung der Reichs
gewerbeordnung geſtattet geweſen, ſich zur Erzielung
günſtiger Lohnverhältniſſe zu vereinigen. Jn Hamburg
hätten die Bauarbeiter ſeit der Zeit der Organiſation
gute Fortſchritte gemacht, ſowohl hinſichtlich der Löhne
wie auch der Regelung der Arbeitsverhältniſſe. Zum
Schluß ermahnte Redner die Anweſenden, der Agitation
und Statiſtik beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen.
An der Diskuſſicn beteiligten ſich einige Redner im
Sinne des Referenten. Den ſtreikenden Kollegen in
Hamburg und Stettin wurden 50 M., einem gemaß-
regelten Mitgliede 25 M. aus der Vereinskaſſe be
willigt. Weiter wurde der Beſchluß gefaßt, energiſch
gegen die Sonntagsarbeit und die noch vereinzelt da
ſtehenden Kolonnenausbeuter vorzugehen.

Am Mittwoch fand im Saale des Hrn. Schade,
Cröllwitz, eine öffentliche Volksverſammlung ſtatt mit

der Tagesordnung, die „politiſche Lage und die Thätig-
keit des Reichstages“, wozu Herr Albrecht, Halle, das
Referat übernommen hatten. Zum 1. Punkt erläuterte
der Redner in eingehender Rede die politiſche Lage,
ferner kam er auf die Thätigkeit des Reichstags zu
ſprechen und unterzog denſelben einer ſcharfen Kritik.
Dann ging er zur Kolonialpolitik über und erklärte,
wenn die Millionäre und Aktien Geſellſchaften damit
Geſchäfte machen wollten, dann ſollten ſie auch das
Geld dazu geben, und nicht immer der Maſſe der Ar-
beiter die Koſten dafür aufhalſen. Auf das Sozialiſten
Geſetz eingehend, bemerkte Redner, daß dadurch viel
Unheil geſchaffen und Tauſende von Arbeitern um ihr
Wahlrecht gebracht worden ſeien, weil ſie ſchon dachten,
daß oppoſitionelle Abſtimmung ihnen Schaden bringe.
Hierbei führte Redner an, was es mit dem Kontrakt-
bruch für eine Bewandnis habe und erklärte, daß nach
der Regierungsvorlage derjenige Arbeiter, welcher nicht
die geſetzliche Kündigungsfriſt innehält, mit einer Ge
fängnisſtrafe von 1 Jahre belegt werden kann. Zum
Schluß des Referats erläuterte der Referent noch die
Gewerbenovelle, worauf die Diskuſſion eröffnet wurde.
Zunächſt erhält Herr Mittag das Wort hierzu, ergeht
ſich über die Kaiſer-Erlaſſe und erklärte, daß es in
der Praxis anders ausſähe als in der Theorie. Weiter
kommt Redner auf den Fall Vogel von Falkenſtein
zu ſprechen und wünſcht, es möchte doch einmal der
Verſuch gemacht werden, alle diejenigen, die nicht Sol
dat ſein wollen, gehen zu laſſen, es würden gewiß nur
ſolche dableiben, die ihren Vorteil dabei haben.
Zum Schluß erhält Herr Albrecht nochmals das Wort
und erläutert in kurzen Worten die Preſſe und ihre
Bedeutung und fordert die Anweſenden auf, nur in
erſter Linie Arbeiterblätter zu leſen und zwar für Halle
und den Saalkreis das „Volksblatt“, worauf Herr
Mittag die Verſammlung mit einem Hoch auf die
Internationale Sozialdemokratie ſchloß.

Vermiſchtes.
Ein operativer Eingriff in das Gehirn einer

36 jährigen Frau iſt dem Dr. H. Oppenheim in Berlin
gelungen. Die Patientin, welche am Mittwoch der
Berliner mediziniſchen Geſellſchaft vorgeführt wurde,
war bis zum 1. September völlig geſund, erkrankte
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jedoch zu dieſer Zeit an Zuckungen an der Schläfen-gegend und im linken Arm, verſtel dabei auch häufig

in Krämpfe. Hatte ſie das Bewußtſein wiedererlangt,
ſo klagte ſie über Kopfſchmerz in der rechten Stirn
gegend. Derartige Zufälle wiederholten ſich, bis ſchließlich
eine Abſtumpfung der Senſibilität des linken Armes
und der ganzen linken Seite eintrat. Die Diagnoſe
lautete auf eine Neubildung im Gehirn. Da dieſe
innere Behandlung nur eine Verſchlimmerung herbei-
führte und auch der linke Fuß ſteif wurde, ſo gab es
nur einen Weg zur Rettung: Schädeleröffnung und
Entfernung der Neubildung. Am 26. April wurde
die Operation ausgeführt. Die Chirurgen nahmen eine
5H Mark-Stück große Maſſe einer bläulichen, ſich von
der übrigen Gehirnmaſſe unterſcheidenden Subſtanz
heraus. Nach den vorſichtig antiſeptiſchen
Vorkehrungen wurde die Schädeldecke geſchloſſen. DiePatientin fühlt ſich ſeit der Operation bedeutend wohler.

Sie kann den linken Arm und den Fuß frei bewegen
und machte ſogar zum Erſtaunen aller Anweſenden
Marſchübungen im Saale.

Briefkaſten.
Probenummern ſtehen allen Geſinnungsgenoſſen und Freun

den unſeres Blattes, welche dasſelbe in Bekanntenkreiſen, in
ihran Werkſtätten u. ſ. w. verbreiten und neue Abonnenten
werben wollen, gern in beliebiger Anzahl zur Verfügung.

C. B., Merſeburg. 1. Wenn in Jhrer Fabrik eine Be
kanntmachung ausgehängt iſt, nach welcher für die in dem
Etabliſſement Beſchäftigten keine Kündigung beſteht, ſo haben
Sie dadurch, daß Sie gegen dieſe Maßregel nicht proteſtiert
haben, ſich mit derſelben einverſtanden erklärt. Sieg können
alſo ſofort ſeitens Jhres Arbeitgebers entlaſſen werben und
haben demzufolge kein Recht wegen kündigungsloſer EntlaſſungEntſchädigung für den Lohnausfall zu verlangen. 2. Jn

keiner Weiſe! Wenn der Vater aus der Kirche ausgeſchieden
iſt, kann er auch das Kind in der Schule vom Religionsunter-
richte dispenſieren laſſen. Aber Nachteile oder Hinderniſſe
können einem ungetauften Kinde nirgends erwachſen.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, 19. Juni.

Aufgeboten: Der Schriftſetzer Friedrich Heinrich Chriftoph
Jäger gen. Fricke und Henriette Erdmuthe Emilie Marie Rewitz
(Gerbergaſſe 14 und Kl. Brauhausgaſſe 20). Der Schneider
meiſter Karl Friedrich Pötzold und Franziska Elsbeth Wilhel
mine Marie Groſſe Leipzigerſtraße 78 und Friedeburg). Der
Maſchinenſchloſſer Karl Louis Hermann Heiſe und Auguſte
Luiſe Wintzerling (Oberwiederſtedt und Hettſtedt). Der Hand
arbeiter Johann Heinrich Chriſtian Höller und Viktoria Seidler
Krart und Jlversgehofen). Der Former Chriſtoph Friedrich

lbert Herbart und Karoline Minna Mennicke (Halle und Frie
drichsſchwerz). Der Kaufmann Ernſt Friedrich Wilhelm Rudert
und Antonie Auguſte Hedwig Müller (Halle und Magdeburg-
Neuſtadt).

Eheſchließungen: Der Handelsmann Johann Georg Witzel
und Marie Sophie Emilie Schubert (Kl. Klausſtraße 34 und

1). Der Grubendirektor Karl Wilhelm Diehl und
aura Auguſte Hennig (Horſt i. W. und Wuchererſtraße 193).
Eeboren: Dem Handarbeiter Joſeph Bentele ein S., Ernſt

Fritz (Unterplan 53). Dem Schmied Friedrich Hirſch ein S.,
Johann Friedrich Lindenſtraße 6). Dem Bäckermeiſter Fried-
rich Hädrich ein S., Paul Otto Ernſt (Langeſtraße 18). Dem
Briefträger Max Wagner eine T., Martha Auguſte Friederike
(Dachritzgaſſe 12). Dem Reſtaurateur Albert Winter ein S.,
Hermann Felix (Wörmlitzerſtraße 40). Dem Fabrjkarbeiter
Hermann Zerner ein S., Hermann (Sperlingsberg 1). Dem
Maſchinentechniker Julius Schmidt eine T., Margarethe Olga
t 3b). Dem Maurer Guſtav Pilling eine T.,
edwig Frieda (Spiegelgaſſe 8). Dem Handarbeiter Ludwig
achſe eine T., Anna Gertrud (Schützengaſſe 12a). Dem

Zimmermann Auguſt Lüttich ein S., Eduard Franz Otto
(Thorſtraße 24b). Dem Schiffer Karl Brehme. ein S., Paul
Adelbert (Weingärten 12). Dem Schneider Hermann Vater
eine T., Klara Thereſe Franziska (Kl. Ulrichſtraße 7). Dem
Feldwebel Hermann Heine eine T., Leopoldine Luiſe Marianne
Reilſtraße 124). Dem Maler Karl Werner ein S., Karl

ilhelm (Fleiſchergaſſe 17). 4 unehel T.
Ceſtorben: Des Bäcker und Konditor Albert Dietz T.

Friederike Minna Jda, 14 T. (An der Glauchaiſchen Kirche 13).
Des Fabrikarbeiter Guſtov Müller S. Kurt, 3 T. (Klinik).
Des Handarbeiter Franz Richter S. Friedrich Paul, 2 M.
(Liliengaſſe 4). Des Töpfer Gottlieb Hippert S. Karl Bruno,
5 M. (Friedrichſtraße 47). Der Auktionator Johann Georg
Fritz Knoche, 27 J. (Mühlweg 26a). Des Tiſchler Hermann
Springefeld T. Margarethe, 3 T. Wilhelmſtraße 12).

Oeffentliche Verſammlung
des Bau-, Fabrik und anderer Arbeiter

Sonnabend den 21. Juni abends 8 ülhr im „Ueuen Theater“, große Ulrichſtraße.
Tagesordnung: 1. Vortrag, Ref. F. Krüger- Berlin. 2. Verſchiedenes. [688

Um zahlreiches Erſcheinen erſucht

auf der „Wilhelmshöhe“ zu

Gäſte willkommen

Humoriſtiſcher Klub „Germania“.
Sonntag den 22. Juni von 7 Uhr ab

Vergnügen. M (ſess1
Der Vorſtand.

Merren-MüteGiebichenſtein 525] mit Kontrollmarke
ſowie ſelbſtgearbeitete Mützem empfiehlt zu

Der Einberufer.
Verein zur Wahrung der Interessen sämtl. Arbeiter V. Radewell u. Umg,

Sonntag den 22. Juni nachm. 4 Uhr im Gaſthof zur „Deutſchen Eiche“

erſammlung.
2. Aushändigung der Statuten.

3. Verſchiedenes. Das Erſcheinen aller Mitglieder iſt notwendig.

General V
Tagesordnung: 1. Wahl der Reviſoren.

680)

e 7Nöhring s Restaurant
Friedrichſtraße 54

Morgen Sonnabend: Hähnchenauskegeln
S auf dem Billard. [187
Tiſchgäſte werden daſelbſt angenommen.

Karl Bittner, Fleiſchergaſſeſ, p.

akulatur
iſt zu haben in der

VolksblattExpediton.

Der Vorſtand.

DF Montag den 23. Juni abends 8 Uhr im „Neuen Theater“

öſtentlicher Vortrag
des Herrn Dr. Völeckel:

„Die Gracchen, ein ſoziales Bild aus dem alten Rom.“

D. Entree nach Belieben. [186Frauen ſind hierzu eingeladen.

0. Heimsath's Restaurant 7s
friedrichstr. 1.

m Neu renoviert.

Ein Ausziehtiſch iſt für 12 Mk. zu verk.
682)] Steinweg 13, Reſtaurant.

Laufburſche,
14--15 Jahre alt, geſucht

Expedition des „Volksblatts“,
Geiſtſtraße 24.

Ein junger Mopshund

Reſtaurant, Frühſtü

empfiehlt

Zum „Vier-Zöller“
Lindenſtraße 16a, neben dem „Hofjäger“.

Speiſewirtſchaft, [437

wird zu kaufen geſucht.
C. Armat, Reſtaurant Thurmſtr. 1 a

Anſtändige Schlafſtelle Steg 6, 2 Tr.
ar

Allen Freunden und Bekannten zeigt die Ge
burt eines kräftigen Mädchens hiermit an

Hermann Vater, Schneider.
Halle a. S., den 19. Juni 1890.

ube und

Redaktion von Rich. Jllge, Verlag von Aug. Groß, Druck von Benthin Comp., ſämtlich in Halle a. S.

billigſten Preiſen und bittet um gütige Beachtung z

Ausn
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